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ASVG §68 Abs2;

AVG §37;

AVG §39 Abs2;

1. ASVG § 68 heute

2. ASVG § 68 gültig ab 01.08.2010 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 58/2010

3. ASVG § 68 gültig von 01.07.2010 bis 31.07.2010 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 29/2010

4. ASVG § 68 gültig von 01.01.1992 bis 30.06.2010 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 676/1991

1. AVG § 37 heute

2. AVG § 37 gültig ab 01.01.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

3. AVG § 37 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

1. AVG § 39 heute

2. AVG § 39 gültig ab 15.08.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 57/2018

3. AVG § 39 gültig von 20.04.2002 bis 14.08.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 65/2002

4. AVG § 39 gültig von 01.01.1999 bis 19.04.2002 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

5. AVG § 39 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

Rechtssatz

Eine Zahlungsau9orderung (Mahnung) an den Zahlungsp=ichtigen bewirkt nach § 68 Abs. 2 ASVG eine Unterbrechung

der Verjährung, wenn sie an diesen zugestellt wird. Zur Wirksamkeit als Unterbrechungsmaßnahme ist demnach hier

keine Kenntnisnahme des Zahlungsp=ichtigen, wohl aber eine rechtlich wirksame Zustellung vorausgesetzt. Diese

Mahnung bedarf zwar keines Nachweises der Zustellung, diese wird vielmehr bei Postversand am dritten Tag nach der

Aufgabe der Post vermutet. Diese Vermutung ist aber nicht unwiderleglich; dem Zahlungsp=ichtigen steht der

Gegenbeweis o9en (Hinweis: E 30. Mai 1995, 93/08/0201, VwSlg 14264 A/1995). Die Vermutung der Zustellung setzt

weiter die Feststellung voraus, dass die Mahnung überhaupt zur Post gegeben wurde, wobei den Träger der

Krankenversicherung insoweit keine Beweislast tri9t, die Frage der Postaufgabe ist vielmehr im Streitfall unter

Mitwirkung der Parteien von Amts wegen zu klären (Hinweis: E 28. November 1995, 94/08/0153).Eine

Zahlungsau9orderung (Mahnung) an den Zahlungsp=ichtigen bewirkt nach Paragraph 68, Absatz 2, ASVG eine

Unterbrechung der Verjährung, wenn sie an diesen zugestellt wird. Zur Wirksamkeit als Unterbrechungsmaßnahme ist

demnach hier keine Kenntnisnahme des Zahlungsp=ichtigen, wohl aber eine rechtlich wirksame Zustellung

vorausgesetzt. Diese Mahnung bedarf zwar keines Nachweises der Zustellung, diese wird vielmehr bei Postversand am

dritten Tag nach der Aufgabe der Post vermutet. Diese Vermutung ist aber nicht unwiderleglich; dem

Zahlungsp=ichtigen steht der Gegenbeweis o9en (Hinweis: E 30. Mai 1995, 93/08/0201, VwSlg 14264 A/1995). Die

Vermutung der Zustellung setzt weiter die Feststellung voraus, dass die Mahnung überhaupt zur Post gegeben wurde,

wobei den Träger der Krankenversicherung insoweit keine Beweislast tri9t, die Frage der Postaufgabe ist vielmehr im

Streitfall unter Mitwirkung der Parteien von Amts wegen zu klären (Hinweis: E 28. November 1995, 94/08/0153).
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